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Ein Interview mit dem jetzigen Bundestagsprésidenten

Deutsche Frage
und Selbstbestimmung

In Ostberlin behandelt man seit diesem Jahr
die Bundesrepublik Deutschland wiederum
als Feindstaat, nachdem man zuvor die Wie-
derannaherung der beiden deutschen Staaten
gefordert und gefordert hatte. Was steckt
hinter diesem Verhalten, und wie soll Bonn

wurde.

darauf reagieren? Dariiber sprach unser Mitar-
beiter Dr. Joseph Pozsgai mit dem Staatsmi-
nister im Bundeskanzleramt, Dr. Philipp Jen-
ninger, der kurz nach diesem Gespréch zum
deutschen Bundestagsprasidenten gewdhlt

Moskau hat die deutsch-deutsche Anniherung
auf politischer Ebene abgebremst, obwohl die
Aktion voriges Jahr mit dem Segen Moskaus
gestartet wurde. Was konnten die Motive der
Sowjets gewesen sein? Unentschlossenheit oder
Taktik? Was steckt hinter der Revanchismus-
kampagne?

Ich gehe fest davon aus, dass die DDR alle ihre
Schritte in Richtung Westen, in Richtung Bun-
desrepublik mit der sowjetischen Regierung ab-
gestimmt hat. Die innerdeutschen Beziehungen
darf man nicht losgeldst von der Gesamtent-
wicklung der Ost-West-Beziehungen sehen. Im
Warschauer Pakt macht die Sowjetunion offen-
sichtlich jetzt Politik nach dem Motto: Seid alle
ruhig! Jetzt reden wir mit den Vereinigten Staa-
ten, stort diese Gespriche nicht, die auf der
Ebene der Grossmaéchte stattfinden.

Waren die Aktionen der Bundesrepublik via Ost-
Berlin auch mit Moskau abgestimmt?

Was heisst hier abgestimmt? Alle unsere
Schritte sind auf der Basis der geschlossenen
Vertrdge vorgenommen worden. Und was die
andere Seite angeht, so wiederhole ich: Ich bin
iiberzeugt, dass das kein Alleingang der DDR
war. Honecker hat ja immer wieder erklart,
dass der Dialog, die Zusammenarbeit auch
nach der Stationierung weitergehen missten —
jetzt erst recht. Er hat ja die These von der sog.
«Schadensbegrenzung» entwickelt. Dies alles
hat er ausfiihrlich und wiederholt vorgetragen,
und dafiir hat er ganz sicher auch die Zustim-
mung Moskaus besessen.

Eine weitergehende Anniherung zwischen Bonn
und Ost-Berlin hiitte kaum iiberwindbare politi-

sche Hindernisse, die systembedingt sind. Honek-
ker kann die Grenzen noch lange nicht 6ffnen.
Daran wiirde die Anerkennung der DDR-Staats-
biirgerschaft nichts dndern. Um den Dialog mit
Ost-Berlin weiterfilhren zu kénnen, wiirde die
Respektierung der Staatsbiirgerschaft - wie
Herr Windelen sagte — nicht doch einiges er-
leichtern? (Heinrich Windelen ist Bundesmini-
ster fiir innerdeutsche Beziehungen.)

Was wollen wir mit unserer Deutschiandpoli-
tik? Wir konnen die Teilung jetzt sicherlich
nicht {iberwinden, schon gar nicht im Allein-
gang und ohne die Zustimmung unserer Nach-
barn und Verbiindeten. Solange dieser Zustand
andauert, wollen wir versuchen, fiir die Men-
schen die Folgen dieser Teilung ertriglich zu
gestalten und viele Kontakte zwischen den
Deutschen ermoglichen. Der Grundlagenver-
trag — den nicht die jetzige Bundesregierung ge-
schlossen hat, den wir aber einhalten wollen
und miissen, sieht als Ziel die Entwicklung gut-
nachbarlicher Beziehungen vor. Gute Nachbar-
schaft heisst, dass man miteinander redet, dass
man miteinander auch Geschifte macht, dass
man einander besuchen kann. Wenn wir dieses
Ziel erreichen, dann haben wir im innerdeut-
schen Verhiltnis eine ganze Menge bewegt.
Der Bundeskanzler hat es so ausgedriickt: Es
geht um die Revitalisierung der Beziehungen
unter den Menschen.

Wir haben in diesen Monaten eine ganze
Menge in dieser Hinsicht bewegen konnen.
Und das zeigt, dass wir auf dem richtigen Weg
sind, ohne dass wir uns gegenseitig jetzt iiber-
fordern. Natiirlich gibt es wichtige Wiinsche,
beispielsweise die Herabsetzung des Reise-
alters, eine weitere Ausdehnung der Reisen in
dringenden Familienangelegenheiten, die wir
bei den verschiedenen Gesprichen und Ver-
handlungen immer wieder auf den Tisch legen.
Nur, wir miissen viel Geduld haben.

Ich glaube, dass auch die andere Seite erkannt
hat: Das Problem 1ldsst sich nicht allein da-
durch 16sen, dass man Menschen in die Bun-
desrepublik ausreisen ldsst. Eine Verbesserung
ist eher dadurch zu erreichen, dass man den
Menschen in der DDR mehr Reisemoglichkei-
ten einrdumt. Auch die Deutschen in der DDR
haben ihre Heimat, haben ihre Bindungen. Die
Entscheidung, auszureisen, in den Westen zu
gehen, ist sicher fiir jeden eine schwierige Ent-
scheidung.

Deshalb wollen wir die andere Seite davon
iiberzeugen, dass es viel besser wire, die Reise-
moglichkeiten zu erweitern. Von den 70 000
Besuchern aus der DDR in sog. dringenden Fa-
milienangelegenheiten sind im vorigen Jahr
nur ganze 600 hiergeblieben, also nicht einmal
ein Prozent. Das ist eine sehr eindrucksvolle
Zahl. Und ich bin iiberzeugt davon, dass auch
von diesen 600 viele wieder zuriickgegangen
wiren, wenn sie die Hoffnung gehabt hitten, in
absehbarer Zeit wieder ihre Verwandten besu-
chen zu kdnnen.

Zur Staatsbiirgerschaftsfrage mochte ich sagen:
Zwischen Herrn Windelen und mir gibt es
keine Meinungsverschiedenheit. In der Frage
der Staatsbiirgerschaft gibt es fiir uns keine
Moglichkeit der «Anerkennung» einer DDR-
Staatsbiirgerschaft. Wir koénnen niemanden
ausbiirgern, der Deutscher sein will. Es gibt nur
die Frage: Inwieweit konnen wir die Staatsbiir-
gerschaft der DDR, weil es nun einmal zwei
Staaten in Deutschland gibt, respektieren?

Dazu gibt es eine ganz klare Antwort: Die
Grenze fiir die Respektierung der Staatsbiirger-
schaft der DDR ist dort, wo die Wahlfreiheit
des einzelnen in Frage gestellt ist. Mit anderen
Worten: Ich muss jedem Deutschen in der
DDR die Mdoglichkeit offenhalten, wann im-
mer er will, diese deutsche Staatsbiirgerschaft
fiir sich in Anspruch zu nehmen. Wenn er aber
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als DDR-Staatsbiirger respektiert werden will,
zum Beispiel wenn er hier in der Bundesrepu-
blik fiur die DDR arbeitet, dann wird ihm nie-
mand die Rechte und Pflichten der Biirger der
Bundesrepublik aufndtigen.

Aber ich sage noch einmal: Wenn ein Deut-
scher aus der DDR sich auf die deutsche
Staatsbiirgerschaft beruft, dann setzt die Ob-
hutspflicht der Bundesrepublik ein. Da muss
ich stehen, sonst verstosse ich gegen das
Grundgesetz.

Im iibrigen: Wir halten uns auch in diesem
Punkt strikt an den Grundlagenvertrag, der
den Dissens in der Frage der Staatsbiirger-
schaft ausdriicklich festgeschrieben hat.

Wird aus den Vorgéngen in der Prager Botschaft
der Bundesrepublik Deutschland (Asylgesuche
von DDR-Biirgern, darunter einer Nichte des
DDR-Ministerprdsidenten Willi Stoph) eine Be-
lastung der Beziehungen zur DDR?

Ich hoffe und glaube das nicht. Wir wollen dies
jedenfalls vermeiden. Die Antwort auf Ihre
Frage wird deshalb letztlich die DDR geben
miissen.

Nach zwei Milliardenkrediten an Ost-Berlin ent-
steht der Eindruck, dass Bonn die Sanierung der
stark verschuldeten DDR iibernommen hat, und
zwar in der Hoffnung, dafiir politische und hu-
manitire Gegenleistungen zu erhalten. Was die
DDR in dieser Richtung getan hat, sieht nicht
sehr eindrucksvoll aus.

Die Kredite sind weithin noch immer nicht
richtig verstanden worden. Es handelt sich
nicht um Regierungskredite, sondern um reine
Bankkredite, die von deutschen Banken der
Aussenhandelsbank der DDR eingerdumt wor-
den sind. Fiir diese Kredite muss die DDR Zin-
sen und Tilgung bezahlen. Hier kann man kein
Abkommen in dem Sinne schliessen, dass auf
der einen Seite der Kredit steht, auf der ande-
ren Seite menschliche Erleichterungen. Beides
ist unabhdngig voneinander. Es handelt sich
um Signale, dass die Zusammenarbeit verbes-
sert werden muss, es sind Signale in einem Pro-
zess, den wir in Gang gesetzt haben. Und jeder
spielt seinen Part in diesem Prozess, der noch
gar nicht abgeschiossen ist.

Honecker spricht wieder mit scharfen Ténen, an-
derseits aber schickte er kiirzlich das Politbiiro-
mitglied Axen nach Bonn. .

Ich gehe davon aus, dass dieser Prozess, den
ich skizziert habe, trotz der Besuchsabsage wei-
tergehen wird. Wir wollen diesen Dialog. Wir
wollen die Zusammenarbeit. Wenn die andere
Seite sich an der Revanchismuskampagne be-
teiligt, so muss ich sagen: ich empfinde diese
ganze Kampagne schlicht als unangebracht.
Der Bundesrepublik kann man wahrlich nicht
vorwerfen, dass sie eine revanchistische Politik

betreibt. Was haben wir eigentlich getan? In
den letzten Jahrzehnten haben wir unseren Teil
zum Frieden in Europa und in der Welt beige-
tragen, und das wird so bleiben.

Halten Sie die deutsche Frage fiir offen?

Keiner, der die Mauer in Berlin anschaut, kann
sagen: «Das ist fiir alle Zeiten hinzunehmen.»
Das wire einfach widernatiirlich.

Die deutsche Frage ist primér nicht eine Frage
der Grenze, nicht einmal eine Frage der Zuord-
nung zu diesem oder jenem Biindnis. Die deut-
sche Frage ist in allererster Linie eine Frage der
Menschenrechte, der Freiheit, der Selbstbe-
stimmung und des Friedens. Wir wollen ja
nichts anderes als das, was man allen Volkern
der Welt einrdumt, ndmlich Selbstbestimmung
fiir die Deutschen. Und ein solches Recht kann
man niemals preisgeben. Solange das nicht
mdoglich ist, so lange ist alles offen.

Vorbehalte gegen die meue Deutschlandpolitik
Bonns bei westlichen Verbiindeten sind teilweise
darauf zuriickzufiihren, dass die Zielvorstellun-
gen der Bundesregierung unklar sind. Wollen wir
nur die Spaltung fiir die Deutschen driiben er-
triglich machen und damit die Spaltung zemen-
tieren, oder streben wir die Wiedervereinigung in
absehbarer Zeit doch an?

ich kann dazu nur sagen, dass wir diese Politik
mit unseren Verbiindeten abgestimmt haben.
Fiir diese Politik haben wir die Zustimmung al-
ler unserer Verbiindeten. Diese haben in zahl-
reichen Dokumenten unser Ziel unterstiitzt, auf
einen Zustand des Friedens in Europa hinzuar-
beiten, in dem die Deutschen in freier Selbstbe-
stimmung {ber ihr Schicksal entscheiden kon-
nen. Wer dies unterschreibt, der muss das dann
auch mittragen.

Im Hinblick auf die Kritik einiger grosser ameri-
kanischer Zeitungen sowie die Ausserungen von
Andreotti und Kreisky meinen Sie nicht, dass die
Bundesregierung diese Politik besser hitte ver-
kaufen miissen?

In Ost und West reden und schreiben viele
Leute, die von den wirklichen Problemen keine
Ahnung haben. Ich will Andreotti nicht beson-
ders kritisieren, aber wenn Andreotti an der
Mauer steht und dann noch sagt: «Das muss so
bleiben», dann frage ich mich, was ihn eigent-
lich bewegt. Anderseits hat es sicherlich
Schwierigkeiten gegeben, diese Politik zu ver-
stehen, die von dieser Regierung vielleicht
nicht erwartet worden war. Ich rdume auch ein,
dass die Operation, die wir im letzten Jahr ge-
macht haben, also der erste Kredit, sicherlich
nicht so «verkauft» worden ist, wie es hitte
sein miissen. Aber ich habe bei der zweiten
Operation in einem ausfiihrlichen Statement
vor der Bundespressekonferenz den Versuch
gemacht, sowohl die Grundgedanken dieser
Politik darzulegen als auch das aufzuzeigen,

was wir im einzelnen mit dieser Politik bewe-
gen konnen. Den ersten Teil hat leider nie-
mand zur Kenntnis genommen, niemand hat
dariiber geschrieben . ..

Was wiirde die Bundesregierung tun, wenn Mos-
kau eines Tages der Wiedervereinigung unter der
Bedingung zustimmen wiirde, dass Gesamt-
deutschland politisch neutral werden muss?

Ich halte es fiir unwahrscheinlich, dass es zu ei-
nem solchen Vorschlag kommen wird. Es ist
auch ein Unterschied, ob sich ein kleines Land
neutral verhilt oder ein grosser Block im Her-
zen Europas. Ich sage noch einmal: Das Wich-
tigste ist die Selbstbestimmung der Deutschen
in der DDR. Vielleicht wird eines Tages die So-
wjetunion diesen Wunsch respektieren, wenn
sie ihre Sicherheitsbedlrfnisse auf andere
Weise gelost sieht. Solange aber die Sowjet-
union mitten in Europa steht und ihre macht-
politischen Zielsetzungen und ideologischen
Vorstellungen nicht dndert, so lange sehe ich
das alles nicht. Wenn aber den Deutschen in
der DDR Selbstbestimmung ermd&glicht wird -
und darauf kommt es an -, dann miisste man
auch in Kauf nehmen, dass das Votum lautet:
Wir wollen ein eigener zweiter deutscher Staat
sein. Theoretisch ist auch das denkbar. | |
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Die Feindfratze der «westdeutschen Revan-
chisten» in einer Karikatur der satirischen
Zeitschrift «Eulenspiegel», Ostberlin, Nr. 35/
1984. Nach diesem Muster wird auf einer
Doppelseite der ganzen Bundesrepublik das
Horoskop gestelit.

An dieser Behandlung haben auch Milliarden-
kredite Bonns fir das «andere Deutschland»
nichts zu @&ndern vermocht. Der «Riickfall» der
DDR in den kalten Krieg entspricht der allge-
meinen Tirade im ganzen Sowjetlager und
wird von Moskau aus befohlen und gelenkt.
Westliche Hilfe wird unter anderm zum milita-
rischen Ausbau der Macht genutzt.



	Deutsche Frage und Selbstbestimmung : ein Interview mit dem jetzigen Bundestagspräsidenten

